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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Niedersachsen-Bremen
Sozialgericht Sozialgericht Hildesheim
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung -
Kategorie -
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Fälligkeit Aufwandspauschale
Leitsätze Der Anspruch auf Zahlung einer

Aufwandspauschale entsteht auch in den
Fällen, in denen nach rechtskräftigem
Abschluss eines Klageverfahrens
feststeht, dass der Rechnungsbetrag
nicht zu mindern war. Die Zahlung der
Aufwandspauschale wird bei Abgabe
eines Anerkenntnisses in Bezug auf die
Vergütungshöhe mit Eingang der
entsprechenden Erklärung bei Gericht
fällig.

Normenkette § 275 Abs. 1c Satz 3 SGB V

1. Instanz

Aktenzeichen S 40 KR 67/17
Datum 05.03.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1.Â Â Â Â  Die Beklagte wird verurteilt, an die KlÃ¤gerin einen Betrag in
HÃ¶he von 300,00Â â�¬ nebst 5 % Zinsen Ã¼ber dem Basiszinssatz ab
dem 29.August 2019 zu zahlen. DarÃ¼ber hinaus wird die Klage
abgewiesen.

2.Â Â Â Â  Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Verfahrens.

3.Â Â Â Â  Die Berufung wird zugelassen.
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Â 

Tatbestand

Streitig ist die Zahlung einer Aufwandspauschale aufgrund einer
RechnungsprÃ¼fung.

Â 

Die KlÃ¤gerin behandelte die bei der Beklagten versicherte Frau G. in der Zeit vom
2. April 2012 bis einschlieÃ�lich 5. April 2012 stationÃ¤r. Die hieraus resultierenden
Kosten wurden der Beklagten am 14. Mai 2012 in HÃ¶he von 3034,75 â�¬ in
Rechnung gestellt und zunÃ¤chst von der Beklagten in voller HÃ¶he ausgeglichen.

Â 

Die Beklagte lieÃ� den Behandlungsfall in Bezug auf die Notwendigkeit der
vollstationÃ¤ren Behandlung durch die medizinischen Dienste der
Krankenversicherung (MDK) prÃ¼fen. Der MDK kam in seinem Gutachten vom 26.
November 2012 zum Schluss, dass keine Notwendigkeit der vollstationÃ¤ren
Krankenhausbehandlung am 5. April 2012 bestand.

Â 

Mit Schriftsatz vom 4. Dezember 2012 teilte die Beklagte dies der KlÃ¤gerin mit und
bat um eine Stornierung der Rechnung und die Ã�bersendung einer korrigierten
Rechnung innerhalb von zwei Wochen. Die KlÃ¤gerin widersprach der
EinschÃ¤tzung des MDK. Daraufhin erfolgten weitere Stellungnahmen des MDK vom
5. Juni 2014 und 27. MÃ¤rz 2015. Der MDK verblieb bei seiner EinschÃ¤tzung, dass
eine Notwendigkeit der vollstationÃ¤ren Krankenhausbehandlung am 5. April 2012
nicht bestanden habe. Die Beklagte verrechnete daraufhin am 23. Juni 2015 einen
Betrag in HÃ¶he von 973,52 â�¬ mit unstreitigen Forderungen der KlÃ¤gerin.

Â 

Die KlÃ¤gerin erhob am 15. Februar 2017 Klage. Einerseits begehrte sie mit der
Klage die Zahlung des Differenzbetrages von 973,52 â�¬ sowie die Zahlung von
300,00 â�¬ Aufwandspauschale nebst 5 % Zinsen Ã¼ber dem Basiszinssatz ab
RechtshÃ¤ngigkeit.

Â 

Die Beklagte hat wÃ¤hrend des Gerichtsverfahrens den MDK abermals mit einer
PrÃ¼fung des Behandlungsfalles beauftragt. Mit Schriftsatz vom 23. August 2018,
beim Sozialgericht Hildesheim am 29. August 2018 eingegangen, hat die Beklagte
auf die Hauptforderung der KlÃ¤gerin ein Anerkenntnis abgegeben, da der MDK sein
bisheriges Begutachtungsergebnis revidiert habe und die Verweildauer sowie als
deren Folge auch den VergÃ¼tungsanspruch der KlÃ¤gerin bestÃ¤tigt habe. Die
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KlÃ¤gerin hat dieses Teilanerkenntniss angenommen und verfolgt ihr Begehr auf
Zahlung der Aufwandspauschale weiter.

Â 

Die KlÃ¤gerin ist der Auffassung, dass erst bei endgÃ¼ltiger Feststellung der
Korrektheit der Rechnung ein Anspruch auf Zahlung der Aufwandspauschale
entstehen kann und damit diese erst zu diesem Zeitpunkt fÃ¤llig werden kann und
die VerjÃ¤hrung insofern erst zu diesem Zeitpunkt beginnen kÃ¶nne. Der Anspruch
auf Zahlung der Aufwandspauschale sei frÃ¼hestens mit dem Datum der letzten
Stellungnahme des MDK am 29. Januar 2018 bzw. dem Eingang bei der Beklagten
am 13. Februar 2018 zu sehen spÃ¤testens jedoch mit dem Eingang des
Teilanerkenntnisses bei der KlÃ¤gerin. Da vorher keine FÃ¤lligkeit des Anspruches
auf Zahlung der Aufwandspauschale vorgelegen habe, kÃ¶nne auch vorher keine
VerjÃ¤hrung eingetreten sein. Die KlÃ¤gerin habe den Anspruch auf Zahlung der
Aufwandspauschale jedoch bereits im Jahre 2017 rechtshÃ¤ngig gemacht.

Â 

Die Vertreterin der KlÃ¤gerin beantragt,

die Beklagte zur verurteilen, an die KlÃ¤gerin einen Betrag von 300,00 â�¬ nebst 5
% Zinsen Ã¼ber dem Basiszinssatz ab RechtshÃ¤ngigkeit zu zahlen

Â 

Der Vertreter der Beklagten beantragt,

die Klage abzuweisen und die Berufung zuzulassen.

Â 

Die Beklagte verweist darauf, dass in Ermangelung vertraglicher Regelungen
aufgrund der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes es in Bezug auf die
Aufwandspauschale bei den allgemeinen FÃ¤lligkeits-, Verzugs- und
VerjÃ¤hrungsregeln bliebe. Ein Anspruch auf Zahlung der Aufwandspauschale
stÃ¼nde den beteiligten KrankenhÃ¤usern nur zu, wenn nach Abschluss des
vorgerichtlichen Verfahrens eine zutreffende Kodierung festgestellt wÃ¼rde. Nach
Klageerhebung kÃ¶nne ein Anspruch auf Aufwandspauschale nicht entstehen.
DarÃ¼ber hinaus wÃ¼rde der Anspruch auf Aufwandspauschale fÃ¤llig werden,
sobald dem Krankenhaus der Aufwand entstÃ¼nde. Der Anspruch entfiele unter
einer auflÃ¶senden Bedingung, dass die EinzelfallprÃ¼fung zu einer Minderung des
Abrechnungsbetrages fÃ¼hre. Daher sei der Anspruch auf Zahlung der
Aufwandspauschale im vorliegenden Fall mit Ablauf des Jahres 2016 verjÃ¤hrt.

Â 

Die VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten sowie die Patientenakte der KlÃ¤gerin
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lagen dem Gericht bei der Entscheidung vor. Wegen der weiteren Einzelheiten des
Sach- und Streitstandes wird auf diese sowie auf die Gerichtsakte Bezug
genommen.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Klage ist auch Ã¼ber das abgegebene Teilanerkenntniss zulÃ¤ssig und
begrÃ¼ndet. Die Klage ist als echte Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 5
Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft. Eine solche Leistungsklage ist insbesondere
zwischen KrankenhaustrÃ¤gern und Krankenkasse statthaft, weil es sich um ein
GleichordnungsverhÃ¤ltnis handelt und deshalb eine Regelung durch
Verwaltungsakt nicht denkbar ist (BSG, Urteil vom 10. April 2008, B 3 KR 14/07 R,
Rn. 9, zitiert nach juris).

Â 

Die Klage ist auch Ã¼ber das abgegebene Teilanerkenntniss hinaus begrÃ¼ndet.
Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch auf Zahlung der von ihr geltend gemachten
Aufwandspauschale. Der Anspruch auf Zahlung der Aufwandspauschale besteht und
ist nicht verjÃ¤hrt.

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 275 Abs. 1c Satz 3 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) in der
sowohl im Jahr 2012 als auch im Jahr 2018 geltenden Fassung hat die Krankenkasse
dem Krankenhaus eine Aufwandspauschale in HÃ¶he von 300 â�¬ zu entrichten,
falls die PrÃ¼fung nicht zu einer Minderung des Abrechnungsbetrages fÃ¼hrt. Mit
der PrÃ¼fung ist dabei die PrÃ¼fung gemÃ¤Ã� Â§ 275 Abs. 1 Nummer 1 SGB V
gemeint.

Â 

Der Anspruch auf Zahlung einer Aufwandspauschale entsteht dabei nicht nur in
denjenigen FÃ¤llen, in denen das Ergebnis der PrÃ¼fung des MDK zu keiner
Minderung des Rechnungsbetrages fÃ¼hrt. Auch in denjenigen FÃ¤llen, in denen
die PrÃ¼fung des MDK zu einer Minderung des Rechnungsbetrages fÃ¼hrt, diese
jedoch nicht bestehen bleibt und in einem Klageverfahren, gegebenenfalls durch
rechtskrÃ¤ftiges Urteil, festgestellt wird, dass es gerade nicht zu einer Minderung
des Rechnungsbetrages gekommen ist (BSG, Urteil vom 23. Juni 2015, B 1 KR 24/14
R, Rn. 10, zitiert nach juris).

Â 

Ein Anspruch kann dabei erst fÃ¤llig werden, wenn der Schuldner die konkrete
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Leistung bewirken muss und der GlÃ¤ubiger sie frÃ¼hestens fordern kann (BSG
Urteil vom 23. Juni 1994,4 RA 70/93, Rn. 15, zitiert nach juris; so auch im Zivilrecht:
Arzt in Erman BGB, Kommentar, 15. Aufl. 2017, Â§ 271, Rn. 1).

Â 

Vorliegend kann also erst mit Feststehen, dass der Rechnungsbetrag nicht zu
mindern war, eine Aufwandspauschale wirksam von der KlÃ¤gerin gefordert
werden. Vorher sind die Voraussetzungen von Â§ 275 Abs. 1c Satz 3 SGB V
Ã¼berhaupt nicht erfÃ¼llt, da bei Einleitung der PrÃ¼fung durch die zustÃ¤ndige
Krankenkasse bis zum, gegebenenfalls rechtskrÃ¤ftigen, Abschluss eines solchen
Verfahrens nicht klar ist, ob ein Rechnungsbetrag zu mindern ist oder nicht.

Â 

Insofern folgt auch die Kammer nicht dem LSG Berlin-Brandenburg (Urteil vom 8.
Dezember 2016, L 1 KR 508/14), wenn dieses davon ausgeht, dass eine
Aufwandspauschale fÃ¤llig wird, sobald dem Krankenhaus der Aufwand entstanden
ist. Ausgehend von den GrundsÃ¤tzen zur FÃ¤lligkeit kann das Krankenhaus zu
diesem Zeitpunkt, zu dem der Aufwand entsteht (die Ã�bersendung der Unterlagen
an den MDK, Kommunikation mit dem MDK etc.) die Aufwandspauschale nicht
fordern, da zu diesem Zeitpunkt Ã¼berhaupt nicht klar ist, ob der Rechnungsbetrag
zu mindern ist oder nicht. Das Krankenhaus kann zu diesem Zeitpunkt die
auftraggebende Krankenkasse nicht zur Zahlung der Aufwandspauschale
auffordern, da die gesetzliche Voraussetzung des Nichtvorliegens einer Minderung
des Rechnungsbetrages nicht gegeben ist, da die auftraggebende Krankenkasse
eine Entscheidung fÃ¼r oder wider eine Rechnungsminderung Ã¼berhaupt noch
nicht getroffen hat. Es kann dabei dahingestellt bleiben, ob die Minderung des
Rechnungsbetrages bzw. das Nichtvorliegen der Minderung des Rechnungsbetrages
eine aufschiebende Bedingung oder eine auflÃ¶sende Bedingung im Sinne des
Gesetzes ist. Das LSG Berlin-Brandenburg verkennt bei seiner Argumentation, dass
auch bei einer auflÃ¶senden Bedingung die Aufwandspauschale erst zu dem
Zeitpunkt gefordert werden kann, zudem die auflÃ¶sende Bedingung des
Nichtvorliegens der Minderung des Rechnungsbetrages eingetreten ist. Eine
Forderung in der Vergangenheit ist schon aus GrÃ¼nden unseres zumindest
derzeitigen UnvermÃ¶gens in die Vergangenheit bzw. in die Zukunft zu reisen zu
sehen. Die die PrÃ¼fung auftraggebende Krankenkasse kann ab der Entstehung des
Aufwandes des Krankenhauses dem Krankenhaus bis zu einer abschlieÃ�enden
Entscheidung vorhalten, dass unklar ist, ob der Rechnungsbetrag gemindert
wÃ¼rde oder nicht. Das Krankenhaus kann folglich die Zahlung nicht fordern. Nach
Verstreichen eines jeden solchen Tages kann nicht rÃ¼ckwirkend eine FÃ¤lligkeit
fÃ¼r diesen Tag konstruiert werden.

Â 

Aus gleichem Grunde ist auch nicht das Datum der erstmaligen Entscheidung des
MDK bzw. der die PrÃ¼fung auftraggebenden Krankenkasse maÃ�geblich. Auch
dieses Datum ist folglich fÃ¼r die FÃ¤lligkeit des Anspruchs auf Zahlung der
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Aufwandspauschale unerheblich.

Â 

VerjÃ¤hrung kann jedoch erst beginnen, wenn eine FÃ¤lligkeit gegeben ist (Groth in
jurisPK-SGB I, Stand 2. Dezember 2019, Â§ 45, Rn. 23). Soweit die Beklagte
vorliegend den Fall konstruieren wollte, dass die Zahlung der Aufwandspauschale
von der KlÃ¤gerin im hier vorliegenden Fall nie hÃ¤tte gefordert werden kÃ¶nnen,
da der Anspruch zunÃ¤chst nicht fÃ¤llig gewesen ist und sodann bereits verjÃ¤hrt
gewesen ist, beweist dies, dass ein Anspruch der nicht fÃ¤llig geworden ist auch
nicht verjÃ¤hren kann. Dies wÃ¼rde nÃ¤mlich im Umkehrschluss bedeuten, dass
ein Krankenhaus bei Entstehung des Aufwandes bereits die die PrÃ¼fung
auftraggebende Krankenkasse auf Zahlung einer Aufwandspauschale verklagen
mÃ¼sste, obwohl diese Klage bis zur endgÃ¼ltigen KlÃ¤rung der RechnungshÃ¶he
unbegrÃ¼ndet wÃ¤re und jedoch aufgrund der Vorgreiflichkeit der Frage der
RechnungshÃ¶he ausgesetzt werden mÃ¼sste. Eine solche Verfahrensweise ist
weder prozessÃ¶konomisch noch dÃ¼rfte sie aufgrund des damit einhergehenden
Verwaltungsaufwandes im Sinne der Beteiligten sein.

Â 

Die Kammer ist der Ã�berzeugung, dass der Anspruch auf Zahlung der
Aufwandspauschale am 29. August 2018 fÃ¤llig geworden ist. Hierbei handelt es
sich um das Eingangsdatum des Teilanerkenntnisses beim erkennenden Gericht.
Die Kammer ist dabei der Ã�berzeugung, dass erst zu diesem Zeitpunkt auch nach
auÃ�en hin dokumentiert wurde, dass der vorliegend streitige Rechnungsbetrag
nicht zu mindern war. Zur Ã�berzeugung der Kammer ist nicht auf das Gutachten
des MDK abzustellen. Nach dem Gesetz sind zwar die Krankenkassen verpflichtet
eine gutachtliche Stellungnahme des MDK einzuholen. Zumindest eine
Ã�berlegungszeit ist den Krankenkassen dabei einzurÃ¤umen, ob sie dem
Gutachten des MDK insoweit folgen oder sich gegebenenfalls noch Nachfragen
ergÃ¤ben. Insofern ist zur Ã�berzeugung der Kammer, zumindest in den FÃ¤llen der
unstreitigen Erledigung, eine nach auÃ�en hin gerichtete WillenserklÃ¤rung der
jeweiligen Krankenkasse erforderlich, zu erklÃ¤ren, dass der Rechnungsbetrag nun
nicht mehr gekÃ¼rzt wÃ¼rde. Die Kammer ist daher der Ã�berzeugung, dass die
FÃ¤lligkeit der Zahlung einer Aufwandspauschale am 29. August 2018 fÃ¼r den
vorliegenden Fall eingetreten ist.

Â 

Eine Rechnungsstellung der KlÃ¤gerin hinsichtlich der Aufwandspauschale war
vorliegend nicht erforderlich, da zum Zeitpunkt der Klageerhebung der Anspruch
auf Zahlung der Aufwandspauschale noch nicht feststand (SG Hildesheim, Urteil
vom 16. Februar 2017, S 32 KR 641/12).

Â 

Der Anspruch auf Prozesszinsen folgt aus Â§ 291 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB).
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Da die FÃ¤lligkeit erst nach RechtshÃ¤ngigkeit eingetreten ist, waren die
Prozesszinsen erst ab diesem Zeitpunkt zuzusprechen.

Â 

Die Berufung war zuzulassen, da die FÃ¤lligkeit der Zahlung der
Aufwandspauschale in der Rechtsprechung noch ungeklÃ¤rt ist und grundsÃ¤tzliche
Bedeutung genieÃ�t.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 1
Verwaltungsgerichtsordnung.

Erstellt am: 10.02.2022

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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